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Wissenschaftlicher Konsens zur Klimaerwärmung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Aufgrund eines – nach Auffassung der Fragesteller – behaupteten Klimanot-
standes wurden verschiedene Gesetze erlassen, deren Verfassungsmäßigkeit 
umstritten ist (Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014, BGBl. I 
S. 1066, das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. November 2019, 
BGBl. I S. 1719, geändert worden ist, https://www.gesetze-im-internet.de/ee
g_2014/BJNR106610014.html; https://www.manager-magazin.de/politik/mei
nungen/oekostrom-foerderung-haengt-von-politischen-kniffen-bei-eeg-ab-a-1
044144.html; Brennstoffemissionshandelsgesetz vom 12. Dezember 2019, 
BGBl. I S. 2728, http://www.gesetze-im-internet.de/behg/ https://www.wel
t.de/print/die_welt/finanzen/article203486048/Gutachten-stufen-Klimapaket-a
ls-verfassungswidrig-ein.html). Dabei soll es nicht bleiben. Die Fragesteller 
haben den Eindruck, dass die Bundesregierung die Bürger dazu bringen will, 
unter anderem auf Flugreisen, auf Kreuzfahrten, auf das Autofahren oder auf 
fleischhaltige Ernährung zu verzichten oder all dies signifikant einzuschrän-
ken. Industriezweige von erheblicher volkswirtschaftlicher Bedeutung wie die 
Automobilherstellung, die Energiewirtschaft und die Landwirtschaft sollen ra-
dikal umgestaltet werden (Klimaschutzplan 2050 – Klimaschutzpolitische 
Grundsätze und Ziele der Bundesregierung vom 18. November 2016, Bundes-
tagsdrucksache 18/10370; http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/103/181037
0.pdf; https://www.tichyseinblick.de/meinungen/klimaschutzplan-2050-spd-ve
rbietet-bohnen/). Die Fragesteller gehen davon aus, dass die Folgen in vielen 
Bereichen unumkehrbar sein werden, mindestens erscheinen sie unkalkulier-
bar.

Ausgehend von der Annahme, eine menschengemachte Klimaerwärmung sei 
erwiesen und menschliches Reaktionshandeln darauf geboten, muss nach An-
sicht der Fragesteller – vernunftgeleitet – erörtert werden: Welche Folgen er-
geben sich aus dieser Erkenntnis, und mit welchen möglichen Maßnahmen 
kann einer schädlichen Klimaerwärmung mit Aussicht auf Erfolg entgegenge-
wirkt werden? Weiter muss nach Ansicht der Fragesteller abgewogen werden, 
ob die vorgeschlagenen Maßnahmen in Summe mehr nutzen als schaden. Der 
einschneidende Umbau der wesentlichen Strukturen eines ganzen Landes kann 
nach Ansicht der Fragesteller nur insoweit gerechtfertigt sein, als alle diese 
Fragenkomplexe eindeutig beantwortet sind. Alles andere verbietet sich nach 
Ansicht der Fragesteller schon aus ethisch-moralischen Gründen, denn zu vie-
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le Existenzen hängen daran. Gerade im Sinne des Vorsorgeprinzips dürfen 
funktionierende Strukturen nach Ansicht der Fragesteller nicht für Ungewisses 
geopfert werden.

Der vielzitierte wissenschaftliche Konsens über den Klimawandel gilt nur in-
sofern, als eine Mehrheit der Klimawissenschaftler der Meinung ist, dass der 
Klimawandel real und zumindest teilweise vom Menschen verursacht sei 
(https://kaltesonne.de/das-siebenundneunzig-prozent-problem-welcher-kons
ens/). Über das Tempo des Klimawandels gibt es nach wie vor eine Kontrover-
se (https://kaltesonne.de/neue-studie-der-universitat-erlangen-nurnberg-entzau
bert-klimawandel-mythos-erderwarmung-schritt-in-der-vergangenheit-genaus
o-schnell-voran-wie-heute/), ebenso über die Aussagekraft von Klimamodel-
len (https://www.eike-klima-energie.eu/2019/10/01/gespenstische-klimamode
lle/), über die Höhe des menschlichen Anteils am Klimawandel (https://www.
eike-klima-energie.eu/2019/07/12/menschliche-co2-emissionen-haben-kaum-a
uswirkungen-auf-den-atmosphaerischen-co2-gehalt/), über die direkten und 
indirekten Einflüsse der Sonne und der Wolkenbildung (https://kaltesonne.de/
durchbruch-in-der-klimforschung-so-lasst-die-sonne-die-wolken-tanzen), über 
den Wärmeaustausch zwischen Atmosphäre und Ozeanen (https://kaltesonn
e.de/suche-nach-der-angeblich-im-tiefen-ozean-versunkenen-warme-endet-mi
t-fehlschlag-tiefe-meeresschichten-kuhlten-sich-in-den-letzten-20-jahren-ab/) 
und über die CO2-Bindekraft von Pflanzen (https://kaltesonne.de/die-sonne-i
m-juli-2019-die-erde-wird-gruener-die-ausbleibende-katastrophe/). Auch Art 
und Ausmaß der Auswirkungen des Klimawandels auf unseren Planeten oder 
konkrete Wege zu seiner Bewältigung sind von einem weltweiten Konsens un-
ter allen Experten nicht umfasst (https://kaltesonne.de/absolute-globale-mittelt
emperatur-viel-wind-um-nichts/).

Erkennt die Bundesregierung die Aussage (vgl. Vorbemerkung der Fragestel-
ler) an, dass es nach wie vor eine Kontroverse gibt über das Tempo des Klima-
wandels, über die Aussagekraft von Klimamodellen, über die Höhe des 
menschlichen Anteils am Klimawandel, über die direkten und indirekten Ein-
flüsse der Sonne und der Wolkenbildung, über den Wärmeaustausch zwischen 
Atmosphäre und Ozeanen, über die CO2-Bindekraft von Pflanzen und über 
Art und Ausmaß der Auswirkungen des Klimawandels auf unseren Planeten 
oder konkrete Wege zu seiner Bewältigung?

Wenn nein, aus welchen Gründen nicht?

Aus Sicht der Bundesregierung gibt es in der breiten internationalen klimawis-
senschaftlichen Fachwelt keine Kontroverse zu den genannten Punkten des Kli-
mawandels.
Seriöse wissenschaftliche Debatten etwa zur genauen Größe einzelner Parame-
ter des Klimasystems und des Klimawandels, geben keinerlei Anlass, die anth-
ropogene Klimaerwärmung nicht als existenzielle Bedrohung anzusehen.
Eine zentrale Grundlage der Klimapolitik der Bundesregierung sind die 
Sonder- und Sachstandsberichte des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Kli-
maänderung – IPCC (https://www.ipcc.ch/reports/). Diese Berichte geben den 
internationalen Sachstand der wissenschaftlichen Publikationen mit Klimabe-
zug wider. IPCC-Berichte wurden und werden nach ihrer Erstellung von welt-
weit 195 Staaten anerkannt. Die Berichte beinhalten vielfältige Angaben zur 
Genauigkeit zahlreicher relevanter Parameter der Klimaerwärmung, einschließ-
lich ihrer Unsicherheitsbereiche oder Konfidenzintervalle. Diese Unsicherhei-
ten konnten durch den wissenschaftlichen Fortschritt in den letzten 30 Jahren 
immer weiter reduziert werden, wobei sich gezeigt hat, dass die wissenschaftli-
chen Ergebnisse zu Verlauf und Gefahren der Klimaerwärmung immer genauer 
und damit einhergehend immer besorgniserregender wurden. Die ohne effekti-
ven Klimaschutz zu erwartende Bedrohung von Mensch und Umwelt kann je 
nach Szenario, Klimamodell und Studie zwar im Detail variieren, das gesamte 
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Ausmaß stellt aber in jedem Fall eine existenzielle Gefahr für Milliarden von 
Menschen und zahlreiche Ökosysteme dar.
Selbst wenn im Rahmen der o. g. Unsicherheitsbereiche die konservativsten 
Werte für bestimmte Parameter des Klimawandels gewählt werden (sogenannte 
„best-case-scenarios“), zeigen die entsprechenden Erkenntnisse in den IPCC-
Berichten, dass drastische Maßnahmen zum Klimaschutz nicht nur gerechtfer-
tigt sind, sondern unbedingt erforderlich. Die wissenschaftlich wahrscheinlichs-
ten Werte innerhalb der Konfidenzintervalle gehen jedoch über diese Minimal-
Ergebnisse deutlich hinaus und werden wiederum von den ebenfalls plausiblen 
„worst-case“-Szenarien weit übertroffen.
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